Störung der Geschäftsgrundlage/ Wegfall der Geschäftsgrundlage, §313 BGB

I. Anwendbarkeit

§313 BGB ist subsidiär gegenüber:

• vertraglichen Regelungen (z.B. ergänzende Auslegung, Rücktritt, Kündigung)
• Spezialgesetzen (z.B. §779 BGB)
• Anfechtung (Ausnahme: Doppelirrtum, str.)
• Leistungsstörungsrecht (Unmöglichkeit, Verzug, Schlechtleistung)


II. Voraussetzungen


1.) Umstand (Absatz 1)/ Vorstellung (Absatz 2) Geschäftsgrundlage, wenn 




a) tatsächliches Element

Parteien sind übereinstimmend vom

Vorliegen/ Eintritt ausgegangen bzw.

eine Partei ist für die andere Partei erkennbar vom Vorliegen ausgegangen 



b) hypothetisches Element

Parteien hätten den Vertrag bei Kenntnis der 








Sachlage nicht bzw. anders abgeschlossen



c) normatives Element

Vertragspartner hätte sich bei Kenntnis auf 








„anderen“ Vertragsschluss einlassen müssen,

(+), wenn Umstand nicht allein in Risikosphäre einer Partei


gegeben.

 Aufbau: 
1. Was haben d. Parteien sich übereinstimmend vorgestellt bzw. was hat sich eine Partei erkennbar aus der Sicht der anderen vorgestellt?


2. Ist dieser weggefallene Umstand für mindestens eine Partei erkennbar entscheidend für den Vertrag gewesen?


3. Fällt dieser Umstand in den Risikobereich nur einer Partei? Falls ja, dann GG (-).


2.) Schwerwiegende Veränderung der Geschäftsgrundlage (GG)/

Wesentliche Vorstellungen über die GG haben sich als falsch erwiesen



• Zweckstörung: 

z.B. Bauerwartungsland (aA: §812 I 2, 2.Var.);
die geschuldete Leistung kann (noch) erbracht werden, der Gl. hat aber kein Interesse mehr daran


(Ringe für später nicht stattfindende Verlobung);

Vorsicht! Das Verwendungsrisiko trägt meist der Gl.!

• Äquivalenzstörung:

Katastrophen (politisch, wirtschaftlich, Naturereignis);
Die Gleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung ist aufgrund schwerwiegender (äußerer) Umstände nicht mehr gegeben;

→ Abgrenzung zu §812 I 2, 2.Alt. BGB:

- bei §313 ist der Zweck der Leistung (nur) gemeinschaftliche Geschäftsgrundlage

- bei §812 I 2, 2.Alt. ist der Leistungszweck „Inhalt des Rechtsgeschäfts“

• Doppelirrtum:

keine Anwendung der Anfechtung (str.);
§313 ist aufgrund seiner flexibleren Lösung vorzuziehen; der, der anficht, macht sich nach §122 SE –pflichtig, was bei Doppelirrtum unbillig wäre
3.) Festhalten am unveränderten Vertrag unter Berücksichtigung aller Einzelfallumstände nicht zumutbar (§313 I, letzter HS BGB)

→ Unzumutbarkeit für eine Partei ausreichend

→ Feststellung nach umfassender Interessenabwägung unter besonderer Berücksichtigung der gesetzlichen und vertraglichen Risikoverteilung

→ Indizien: Art des Vertrages/ Art der Störung
III. Rechtsfolgen

1.) Grundsatz:
Vertragsanpassung, wenn interessengerechte Gestaltung für beide Parteien möglich, §313 I 2.HS BGB;

Rechtsfolge ipso iure (kraft Gesetzes), d.h. die Entscheidung des Richters im Prozess ist rechtsfeststellend und nicht rechtsgestaltend
2.) Ansonsten:
- Rücktritt, §313 III S.1 BGB


→ Rückabwicklung bereits erbrachter Leistungen gem. §§346 ff. BGB

→ ausstehende Erfüllungsansprüche gehen unter wg. Entfall des Vertrags in seiner ursprünglichen Gestalt
→ muss (im Prozess) geltend gemacht werden!

- Kündigung, §313 III S.2 BGB

→ bei Dauerschuldverhältnissen

→ muss (im Prozess) geltend gemacht werden!
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